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1. Geltungsbereich und Inkraftsetzung

Das vorliegende Reglement kommt für alle Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter (nachstehend: „Mitar-

beitende“) der EGS European Graduate School Foundation (nachfolgend: „EGSF“ bzw. Arbeitge-

berin) zur Anwendung, ausgenommen für Personen, die im Auftragsverhältnis tätig sind und für

Studentinnen und Studenten der EGS. Es bildet einen integrierenden Bestandteil des Einzelar-

beitsvertrags des jeweiligen Mitarbeitenden und ersetzt alle früheren Personalreglemente.

Der mit dem Mitarbeitenden abgeschlossene Arbeitsvertrag hat gegenüber dem vorliegenden Reg-

lement Vorrang. Sachverhalte, die weder im Arbeitsvertrag (inklusive integrierende Bestandteile)

noch im Personalreglement geregelt sind, entscheiden sich nach dem Schweizerischen Obligatio-

nenrecht.

Dieses Reglement tritt nach vorheriger Annahme durch den Stiftungsrat und der Unterzeichnung

durch den Stiftungsratspräsidenten mittels Beschluss des Stiftungsrates vom 13.12.2019 in Kraft.

2. Beginn und Ende des Arbeitsverhältnisses

2.1 Beginn

Die gegenseitigen Rechte und Pflichten aus dem Arbeitsverhältnis entstehen mit dem Eintritt bei

der Arbeitgeberin.

Beim ausländischen Mitarbeitenden bleibt für die gegenseitige Verbindlichkeit des Arbeitsvertrags

die Erteilung bzw. Verlängerung der ausländerrechtlichen Bewilligungen vorbehalten.

2.2 Probezeit

Die Probezeit beträgt 3 Monate.

2.3 Ende

Das Arbeitsverhältnis endet durch Austritt zufolge Kündigung, Abschluss eines Aufhebungsver-

trags oder durch Vertragsablauf.

Das Arbeitsverhältnis endet ohne weiteres auf den Zeitpunkt der Alterspensionierung sowie der

Invalidenpensionierung; einer vorangehenden Kündigung bedarf es nicht. Falls das Arbeitsverhält-

nis fortgesetzt werden soll, wird ein neuer Arbeitsvertrag abgeschlossen, der den besonderen Be-

dingungen (wie Leistungsdauer der Kranken- und Unfallversicherung, Sozialversicherungsbei-

träge) Rechnung trägt.

2.4 Kündigung

Das Arbeitsverhältnis ist nach Ablauf der Probezeit unter Einhaltung einer Kündigungsfrist wie im

jeweiligen Einzelarbeitsvertrag festgehalten kündbar.

Während der Probezeit beträgt die Kündigungsfrist sieben Kalendertage auf einen beliebigen Ter-

min hin.
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Vorbehalten bleiben Kündigungen aus wichtigem Grund gemäss Art. 337 OR. Als wichtiger Grund

gelten alle Vorkommnisse, die nach den Regeln von Treu und Glauben dem Kündigenden das

Weiterführen des Arbeitsverhältnisses unmöglich machen.

3. Allgemeine Rechte und Pflichten

3.1 Sorgfalts- und Treuepflicht

Die Mitarbeitenden haben die ihnen übertragenen Arbeiten nach den allgemeinen Instruktionen

und den besonderen Weisungen der Arbeitgeberin sorgfältig auszuführen und deren berechtigten

Interessen in guten Treuen zu wahren.

Die Mitarbeitenden haben mit Arbeitsräumen, -einrichtungen sowie Arbeitsgeräten und -materia-

lien mit der dafür erforderlichen Sorgfalt und möglichst sparsam umzugehen.

Verletzten die Mitarbeitenden ihre Sorgfaltspflicht, so werden sie für den daraus entstandenen

Schaden ersatzpflichtig.

3.2 Weisungen

Die Mitarbeitenden sind verpflichtet, die von der Arbeitgeberin erteilten Weisungen zu befolgen.

Dies gilt sowohl für die allgemeingültigen Weisungen als auch für jene Weisungen oder Informati-

onen, die für die Funktion des einzelnen Mitarbeitenden bzw. in seinem Arbeitsbereich gültig sind.

Die Mitarbeitenden sind verpflichtet, von den für sie geltenden Weisungen Kenntnis zu nehmen

und sich über Änderungen zu informieren.

Die Mitarbeitenden haben ausnahmsweise auch Weisungen einzuhalten, die ausserhalb des ver-

traglich vereinbarten Rahmens liegen, soweit es betriebliche Notwendigkeiten erfordern und dies

zumutbar ist.

3.3 Geheimhaltung

Die Mitarbeitenden sind verpflichtet, über alles, was sie in Ausübung ihrer Tätigkeit erfahren, Still-

schweigen zu bewahren. Diese Verpflichtung besteht auch nach Auflösung des Vertrages.

3.4 Datenschutz

Die Mitarbeitenden unterstehen der beruflichen Schweigepflicht. Sie sind insbesondere verpflich-

tet, alle notwendigen Vorkehrungen organisatorischer und/oder technischer Art zu treffen, um

sämtliche Personendaten, auf die sie aufgrund ihres Aufgabenbereichs Zugriff haben, vor unzu-

lässiger Bearbeitung, insbesondere unbefugtem Zugriff, zu schützen.

Die Arbeitgeberin hält sich bei der Bearbeitung von Personendaten an die Vorschriften des Schwei-

zerischen Datenschutzgesetzes.

3.5 Erfindungen/Urheber- und Patentrechte

Sämtliche Ideen, welche die Mitarbeitenden bei Ausübung ihrer dienstlichen Tätigkeit und in Erfül-

lung ihrer vertraglichen Pflichten entwickeln oder an deren Hervorbringen sie mitgewirkt haben,

gehören der Arbeitgeberin. Die Arbeitgeberin schuldet keine besondere Vergütung.



Seite 5 | 11

Sämtliche Urheberrechte oder Leistungsschutzrechte sowie alle Rechte an Arbeitsergebnissen,

welche die Mitarbeitenden auf ihrem Arbeitsgebiet alleine oder in Zusammenarbeit entwickelt ha-

ben, sind mit ihrer Entstehung vollumfänglich auf die Arbeitgeberin zu übertragen. Damit gehören

auch die Rechte der Veröffentlichung, Änderung, Ergänzung und allfälligen Vernichtung der Ar-

beitgeberin.

3.6 Pflicht zum Persönlichkeitsschutz

Die Mitarbeitenden haben die Persönlichkeit von Arbeitskolleginnen –und kollegen, Vorgesetzten,

Studentinnen und Studenten und sonstigen Dritten, mit denen die Arbeitgeberin in Geschäftskon-

takt steht, zu achten und alle persönlichkeitsverletzenden Verhaltensweisen zu unterlassen, ins-

besondere Diskriminierung, sexuelle Belästigungen und Mobbing.

3.7 Rückgabe von Arbeitgebereigentum bei Vertragsende

Es ist nicht erlaubt, Material wie Daten, Datenträger, Arbeitsunterlagen oder Arbeitsergebnisse für

andere Zwecke als im Zusammenhang mit der Arbeit für die Arbeitgeberin zu verwenden oder zu

kopieren.

Bei Beendigung des Arbeitsverhältnisses haben die Mitarbeitenden alle Daten, Datenträger, sämt-

liches Material und alle technischen Hilfsmittel (z.B. Laptop, etc.), die im Eigentum der Arbeitge-

berin stehen, unaufgefordert abzugeben. Die Arbeitgeberin kann die Rückgabe bereits früher ver-

langen (z.B. bei Freistellung).

3.8 Nebenbeschäftigungen

Die Mitarbeitenden dürfen zusätzlichen Erwerbstätigkeiten neben derjenigen für die Arbeitgeberin

nur nachgehen, soweit sie mit der Geschäftsleitung abgesprochen wurden. Sie sind erlaubt, soweit

dadurch weder die Aufgabenerfüllung zu Gunsten der Arbeitgeberin noch die ihr gegenüber beste-

hende Treuepflicht beeinträchtigt (insbesondere das Verbot einer konkurrenzierenden oder/und

rufschädigenden Tätigkeit), noch seine Leistungsfähigkeit eingeschränkt noch die geltenden Ar-

beits- und Ruhezeitvorschriften (insbesondere des Arbeitsgesetzes) verletzt werden.

Öffentliche Mandate müssen vor Annahme einer Kandidatur ebenfalls mit der Geschäftsleitung

abgesprochen werden, damit nötigenfalls die Ressourcenplanung angepasst und allfällige Interes-

senkollisionen vermieden werden können.

3.9 Meldepflicht

Die Mitarbeitenden sind verpflichtet, der Arbeitgeberin unverzüglich diejenigen Tatsachen mitzu-

teilen, die für eine Nachführung der Personalakten erforderlich sind, namentlich die Änderung der

Wohnadresse, des Zivilstands, der Geburt von Kindern sowie den Abschluss von berufsbezogenen

Zusatzausbildungen.

3.10 Massnahmen bei Verletzung von Vorschriften und Pflichten

Mitarbeitende, die gegen Vorschriften gemäss dieser Ziffer 3 sowie gegen sonstige Weisungen

oder Anweisungen der Arbeitgeberin verstossen und/oder ihre Pflichten gemäss OR verletzen,
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haben seitens der Arbeitgeberin, je nach Schwere des Verstosses, mit folgenden Massnahmen zu

rechnen:

• Gesprächsnotiz

• Schriftlicher Verweis unter Androhung der (fristlosen) Kündigung

• Ordentliche Kündigung

• Fristlose Kündigung

3.11 Spesen

Die Mitarbeitenden haben Anspruch auf Ersatz der ihnen bei ihrer beruflichen Tätigkeit für die

Arbeitgeberin notwendigerweise entstehenden Auslagen.

Die Einzelheiten hierzu sind in einem separaten Spesenreglement geregelt.

4. Arbeitszeit und Arbeitsort

4.1 Arbeitszeit

Die normale wöchentliche Arbeitszeit beträgt bei einem Vollpensum 42 Stunden (Beschäftigungs-

grad 100%) im Jahresdurchschnitt, was einer täglichen Sollarbeitszeit von 8.4 Stunden entspricht.

Bei Mitarbeitenden auf Teilzeitbasis reduziert sich die wöchentliche Sollarbeitszeit proportional

zum Beschäftigungsgrad gemäss der vertraglichen Vereinbarung. Teilzeitpensen richten sich

grundsätzlich nach den Bedürfnissen der Arbeitgeberin und werden mit den Mitarbeitenden ver-

einbart. Von den Teilzeitmitarbeitenden wird erwartet, sich den Bedürfnissen der Arbeitgeberin im

Rahmen ihrer Möglichkeiten anzupassen.

Der Arbeitgeber gewährt den Mitarbeitenden eine Pause von ¼ Stunde, die an die Arbeitszeit an-

gerechnet wird und somit bezahlt ist, sofern die tägliche Arbeitszeit mehr als 5½ Stunden beträgt.

Der Arbeitsweg gilt grundsätzlich nicht als Arbeitszeit. Ist die Erbringung der Arbeitsleistung aus-

serhalb des üblichen Arbeitsortes erforderlich, so wird die Wegzeit als Arbeitszeit gerechnet, wie

sie das Mass übersteigt, das der Arbeitsweg zum üblichen Arbeitsort ausmacht.

Der Arbeitnehmer hat die anfallenden Aufgaben grundsätzlich innerhalb der vertraglich vereinbar-

ten Arbeitszeit und im Rahmen des geltenden Arbeitszeitmodells zu erfüllen.

Ausnahmsweise ist er über die vereinbarte Arbeitszeit hinaus zu Überstundenarbeit verpflichtet,

wenn dies der Betrieb erfordert, ihm dies zumutbar ist und die gesetzlichen Arbeits- und Ruhezei-

ten eingehalten werden.

4.2 Arbeitsort

Die Mitarbeitenden erfüllen ihre Arbeitspflichten an dem gemäss Einzelarbeitsvertrag vorgesehe-

nen Ort. Nach Absprache mit der Arbeitgeberin können die Mitarbeitenden ihrer Arbeitspflicht von

zu Hause aus nachkommen, sofern es die Umstände ermöglichen.
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Falls es die Erfüllung der vertraglich übernommenen Aufgaben ausnahmsweise oder periodisch

erfordert, erbringen die Mitarbeitenden ihre Arbeitsleistung auch an einem anderen Ort.

4.3 Überstunden und Überzeit

Erfordert es der Geschäftsgang, ist auf Anordnung oder wenn es objektiv betrieblich erforderlich

ist, entsprechende Mehrarbeit (Überstunden und ausnahmsweise Überzeit) zu leisten.

Überstunden und Überzeiten sind innert eines Jahres durch Freizeit von gleicher Dauer zu kom-

pensieren. Die Arbeitgeberin kann den Zeitpunkt der Kompensation der Überstunden bzw. Über-

zeiten bestimmen. Sollte ausnahmsweise eine Kompensation der Überstunden und der ersten 60.

Überzeitstunden pro Kalenderjahr nicht möglich sein, erfolgt eine Auszahlung zum Normallohn

ohne Zuschlag. Ab der 61. nicht kompensierten Überzeitstunde pro Kalenderjahr erfolgt die Aus-

zahlung mit dem gesetzlich geschuldeten Zuschlag von 25%.

Für Mitglieder der Geschäftsleitung und leitende Angestellte wird die Überstundenarbeit weder

separat entschädigt noch kann sie mit Freizeit kompensiert werden. Sie gilt als im Lohn einge-

schlossen.

5. Ferien und Freizeit

5.1 Ferienanspruch

Der jährliche Anspruch auf bezahlte Ferien beträgt 25 Arbeitstage. Ab 60 Jahren stehen dem Ar-

beitnehmer 30 Tage zur Verfügung.

Im Eintritts- bzw. im Austrittsjahr werden die Ferien anteilsmässig (pro rata temporis) berechnet.

Die Arbeitgeberin ermutigt alle Mitarbeitenden die Ferien im selben Kalenderjahr zu beziehen, um

die Gesundheit und das Wohlbefinden zu erhalten und zu fördern. Im Allgemeinen sind die Feri-

entage während des jeweiligen Kalenderjahres zu beziehen; ein Übertrag auf das folgende Jahr

sollte die Ausnahme sein. In jedem Fall ist der Übertrag mit dem Vorgesetzten abzusprechen.

Pro Kalenderjahr sind mindestens zwei Wochen an einem Stück zu beziehen; die anderen Ferien-

tage können aufgeteilt werden.

Die Arbeitgeberin bestimmt den Zeitpunkt der Ferien und nimmt dabei auf die Wünsche des Mitar-

beitenden soweit Rücksicht als dies mit den Interessen der Arbeitgeberin vereinbar ist (Art. 329c

Abs. 2 OR).

Bei Auflösung des Arbeitsverhältnisses müssen die Mitarbeitenden allfällige Restferien bis zum

Austritt real beziehen, soweit dies zumutbar und betrieblich möglich ist.

Ist der Realbezug aus betrieblichen oder gerechtfertigten persönlichen Gründen bis zum Austritt

nicht möglich bzw. nicht zumutbar, so sind die Restferien mit Grundlohn abzugelten.

Hat der Mitarbeitende bei Beendigung des Arbeitsverhältnisses mehr bezahlte Ferien bezogen als

ihm zustehen, kann die Arbeitgeberin den zu viel ausgerichteten Ferienlohn zurückfordern.
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5.2 Ferienkürzung

Ist der Mitarbeitende durch sein Verschulden während eines Dienstjahres insgesamt um mehr als

einen Monat an der Arbeitsleistung verhindert, so kann das Unternehmen die Ferien für jeden

vollen Monat der Verhinderung um einen Zwölftel kürzen.

Beträgt die Verhinderung insgesamt nicht mehr als einen Monat im Dienstjahr und ist sie durch

Gründe, die in der Person des Mitarbeitenden liegen, wie Krankheit, Unfall, Erfüllung gesetzlicher

Pflichten, Ausübung eines öffentlichen Amtes oder Jugendurlaub, ohne Verschulden des Mitarbei-

tenden verursacht, so dürfen die Ferien vom Unternehmen nicht gekürzt werden.

Die Ferien dürfen vom Unternehmen auch nicht gekürzt werden, wenn eine Mitarbeitende wegen

Schwangerschaft bis zu zwei Monate an der Arbeitsleistung verhindert ist oder weil sie die Mutter-

schaftsentschädigung im Sinne des Erwerbsersatzgesetzes bezogen hat, d.h. zwei Wochen vor

der Geburt und 14 Wochen nach der Geburt des Kindes.

5.3 Freizeit, Absenzen und unbezahlter Urlaub

Dem Mitarbeitenden steht für die Erledigung dringender persönlicher Angelegenheiten die dafür

nötige Freizeit zu, soweit es ihm unmöglich oder unzumutbar ist, diese in seiner ordentlichen Frei-

zeit zu erledigen.

Folgende Ereignisse berechtigen den Mitarbeitenden zum Bezug ausserordentlicher Freizeit mit

Lohnzahlung:

Ereignis Tage / Zeit

Eigene Hochzeit bzw. 2

Eintragung der Partnerschaft

Hochzeit bzw. Eintragung der 1

Partnerschaft von nahen Verwandten

Vater bei Geburt eines Kindes 10

Todesfall in Familie 3

Todesfall von anderen Verwandten Beerdigung

oder nahen Bekannten Beerdigung

Wohnungswechsel im ungekündigten 1

Arbeitsverhältnis

Persönliche Angelegenheiten wie Arztbesuche und Behördengänge sind in der arbeitsfreien Zeit

zu erledigen. Ist dies ausnahmsweise nicht möglich und kollidieren solche Absenzen mit der Ar-

beitszeit, bedarf dies der Zustimmung der Arbeitgeberin. Die in die Arbeitszeit fallende Absenz gilt

grundsätzlich nicht als Arbeitszeit, es sei denn, dem Mitarbeitenden war es nicht möglich oder

zuzumuten, die betreffende Verrichtung zu unterlassen oder in die arbeitsfreie Zeit zu verlegen

(bspw. notfallmässiger Arztbesuch). Ist letzteres der Fall, gilt auch die in die Arbeitszeit fallende

Absenz als anrechenbare Arbeitszeit.
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Ein Anspruch auf unbezahlten Urlaub besteht nicht. Die Geschäftsleitung kann bei frühzeitigem

Gesuch durch den Mitarbeiter unbezahlten Urlaub im Einzelfall bewilligen. Unbezahlter Urlaub

führt in jedem Fall zu einer anteiligen (pro rata temporis) Reduktion des 13. Monatslohnes und des

Ferienanspruchs. Es ist Sache des Mitarbeiters, den Versicherungsschutz während des unbezahl-

ten Urlaubs (auch im Ausland) sicherzustellen.

Als gesetzliche und kantonale Feiertage gelten im Kanton Wallis:

- Neujahrstag (1. Januar)

- Berchtoldstag (2. Januar)

- St. Josefstag (19. März)

- Ostermontag

- Christi Himmelfahrt (Auffahrt)

- Fronleichnam

- Pfingstmontag

- Bundesfeiertag (1. August)

- Mariä Himmelfahrt (15. August)

- Allerheiligen (1. November)

- Maria unbefleckte Empfängnis (8. Dezember)

- Weihnachtstag (25. Dezember)

- 26. Dezember

5.4 Ferienanspruch bei Dienstjubiläen

Mitarbeitende, welche das 10., 20., 30. Dienstjahr feiern, erhalten im gleichen Kalenderjahr zusätz-

liche 5 Ferientage.

6. Lohnzahlungen

Sofern nichts anderes im Arbeitsvertrag geregelt ist erfolgt die Zahlung des vertraglich vereinbar-

ten Jahreslohns in zwölf gleichen monatlichen Raten per Ende jeden Monats. Der 13. Monatslohn

wird im Dezember des jeweiligen Jahres bezahlt. Die Lohnzahlung wird bargeldlos abgewickelt.

Allfällige Entschädigungen für Auslagen werden im Monat ihres Fälligwerdens zusammen mit dem

Grundlohn ausgerichtet.

Die Mitarbeitenden haben Anspruch auf eine schriftliche monatliche Lohnabrechnung.

Die Ausrichtung von Familienzulagen (Kinder- und Ausbildungszulagen) richtet sich nach Gesetz.
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7. Sozialversicherungsabzüge und Personalversicherungen

Gegen die Risiken Alter, Unfall, Invalidität und Arbeitslosigkeit und für Arbeitsverhinderungen in-

folge öffentlicher Dienstleistungen (v.a. Militär-, Zivil- und Zivilschutzdienst) und Mutterschaft sind

die Mitarbeitenden im Rahmen von AHVG/IVG, BVG, UVG, AVIG und EO obligatorisch versichert,

soweit die Arbeitgeberin gesetzlich dazu verpflichtet ist.

Die obligatorische berufliche Vorsorge (sog. Zweite Säule, Pensionskasse, BVG) erfolgt über die

Bâloise-Sammelstiftung für die obligatorische berufliche Vorsorge c/o Basler Leben AG. Die Prä-

mien für die obligatorische berufliche Vorsorge werden von der Arbeitgeberin hälftig übernommen.

8. Steuern

Soweit die Arbeitgeberin nach schweizerischem Recht dazu verpflichtet ist, einen Quellensteuer-

abzug vorzunehmen, erfolgt eine entsprechende Kürzung des Lohnes.

9. Lohnfortzahlung bei unverschuldeter Arbeitsverhinderung

9.1 Meldepflicht

Die Mitarbeitenden sind verpflichtet, der Arbeitgeberin Arbeitsverhinderungen so früh als möglich

zu melden. Bei Krankheit oder Unfall kann die Arbeitgeberin ab dem ersten Tag der Absenz ein

Arztzeugnis verlangen. Sie kann auch verlangen, dass sich die Mitarbeitenden angemessenen

Abklärungsmassnahmen unterziehen, insbesondere zumutbaren medizinischen Untersuchungen

bei einem von der Arbeitgeberin bestimmten Vertrauensarzt.

9.2 Krankheit

Für den Fall unverschuldeter Arbeitsverhinderung infolge Krankheit hat die Arbeitgeberin eine

Krankentaggeldversicherung abgeschlossen. Ab dem 31. Krankheitstag treten die Leistungen der

Krankentaggeldversicherung an die Stelle der Lohnfortzahlungspflicht der Arbeitgeberin. Rechte

und Pflichten gegenüber der Krankentaggeldversicherung ergeben sich aus deren jeweils mass-

gebenden Versicherungsbedingungen. Der jeweils gültige Leistungsumfang wird auf einem Merk-

blatt der Krankentaggeldversicherung festgehalten und dieses den Mitarbeitenden abgegeben.

Zurzeit werden Versicherungsleistungen von 80% des versicherten Verdienstes (maximal CHF

129‘000.00 für Männer und maximal CHF 122‘000.00 für Frauen) während der Dauer von maximal

700 Tagen pro Fall (730 Tage abzüglich Wartefrist von 30 Tagen) entrichtet.

Vom ersten bis längstens am 30. Tag einer Arbeitsverhinderung infolge unverschuldeter Krankheit

leistet die Arbeitgeberin Lohnfortzahlungen im Umfang von 100% des Lohnes, sofern das Arbeits-

verhältnis mehr als drei Monate gedauert hat oder für mehr als drei Monate eingegangen ist. Die

Leistungen der Krankentaggeldversicherung betragen mindestens 80%.

Die Lohnfortzahlung der Arbeitgeberin dauert längstens bis zur Beendigung des Arbeitsverhältnis-

ses. Vorbehalten bleiben die Leistungen der Krankentaggeldversicherung über den Austrittstermin

hinaus.

Die Prämie für die Krankentaggeldversicherung wird hälftig von der Arbeitgeberin bzw. hälftig von

dem Mitarbeitenden bezahlt
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9.3 Unfall

Der Mitarbeitende ist durch die Arbeitgeberin obligatorisch im Rahmen des Bundesgesetzes über

die Unfallversicherung (UVG) gegen die wirtschaftlichen Folgen von Berufs- und Nichtberufsunfäl-

len versichert. Der gültige Leistungsumfang ergibt sich aus den jeweils aktuellen Versicherungs-

bedingungen. Der jeweils gültige Leistungsumfang wird auf einem Merkblatt der Unfallversiche-

rung festgehalten und dieses den Mitarbeitenden abgegeben.

Personen, die durchschnittlich weniger als 8 Stunden/Woche arbeiten, sind nicht gegen Nichtbe-

rufsunfall versichert.

Die Prämien der obligatorischen Berufsunfallversicherung gehen zu Lasten der Arbeitgeberin. Die

Prämien der Nichtberufsunfallversicherung trägt der Mitarbeitende.

Die Lohnfortzahlung der Arbeitgeberin dauert längstens bis zur Beendigung des Arbeitsverhältnis-

ses. Vorbehalten bleiben die Leistungen der Unfallversicherung über den Austrittstermin hinaus.

9.4 Militärdienst / Zivilschutz / Zivildienst

Dem in der Schweiz dienstleistenden Mitarbeitenden werden 100% des Lohns entrichtet, sofern

die Voraussetzungen von Art. 324a OR erfüllt sind.

Allfällige Erwerbsausfallentschädigungen der Ausgleichskasse stehen der Arbeitgeberin zu, soweit

die Vergütungen im massgebenden Zeitraum die Lohnfortzahlung nicht übersteigen.

Die Lohnfortzahlung der Arbeitgeberin dauert längstens bis zur Beendigung des Arbeitsverhältnis-

ses. Vorbehalten bleiben die Leistungen der Erwerbsersatzversicherung über den Austrittstermin

hinaus.

10. Mitarbeitergespräch

Das Mitarbeitergespräch ist ein Bestandteil der Führung und Förderung der Mitarbeitenden in der

EGS. Es bietet ihnen und den Vorgesetzten Gelegenheit, klare Ziele und Prioritäten zu vereinba-

ren, die Leistungen der Mitarbeitenden in der vergangenen Periode zu bewerten, sowie sich ge-

meinsam über die zukünftige Entwicklung und entsprechende Ausbildungsbedürfnisse Gedanken

zu machen. Für die fachliche und persönliche Weiterbildung kann die EGS ausserbetriebliche Aus-

bildung finanziell und/oder zeitlich unterstützen, sofern diese im Interesse der EGS sind und es

der Geschäftsgang der EGS ermöglicht.

Ebenso bildet das Mitarbeitergespräch den Rahmen den Mitarbeiter über eine mögliche generelle

Lohnerhöhung bzw. individuelle Lohnerhöhung aufgrund von erhöhter Verantwortung bzw. höhe-

rem Erfahrungswert zu informieren, sofern es der Geschäftsgang der EGS ermöglicht.

Das Mitarbeitergespräch wird jährlich durchgeführt und entsprechend dokumentiert. Bei Ein- und

Austritten sowie Wechsel der Vorgesetzten finden spezielle Regelungen Anwendung.

11. Schlussbestimmungen

Die Arbeitgeberin behält sich Änderungen des Personalreglements jederzeit vor.


